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Das Problem des Informationsmanagements wird deutlich, wenn Vorstände 
und Geschäftsführer sich regelmäßig bei Rechtsverstößen erfolglos mit dem 
Hinweis der persönlichen Unkenntnis der Rechtslage zu entlasten versuchen. 
Rechtsverstöße auf der Arbeitsebene lösen gegenüber Vorständen und Ge-
schäftsführer den Vorwurf des Organisationsverschuldens aus, den jeweiligen 
Rechtsverstoß nicht verhindert oder erschwert zu haben. Ich zitiere in dem  bei-
gefügten Aufsatz die Rechtsprechung seit dem Kutscher-Urteil vom 14.12.1911 
bis zur Sardinien-Äußerung im Piech-Fall vom 26.11.20121, wonach von Orga-
nen die Informationsbeschaffungspflicht regelmäßig verkannt wird. Sie können 
sich nicht auf Unkenntnis berufen. Zum Allgemeingut gehört im Strafrecht, 
dass Unkenntnis nicht vor Strafe schützt. Zur ständigen Rechtsprechung gehört 
die Pflicht, ein Informationssystem mit Meldepflichten zu unterhalten. 

Erfüllt eine juristische Person die Organisationspflicht zur Informationsbe-
schaffung nicht, muss sie sich materiell-rechtlich so behandeln lassen als habe 
sie von der Information Kenntnis2. Vom Unternehmen wird ein Pflichtwissen 
über rechtserhebliche Informationen verlangt.3 Die wichtigste Begründung ist 
die Folgeerwägung, ohne die Pflicht zum Informationsmanagement, nämlich 
dem Speichern, Weiterleiten und Abfragen könnte ein Unternehmen als juris-
tische Person das Wissen seiner Mitarbeiter durch ständigen Personalwechsel 
manipulieren und systematisch niedrig halten, um die Entscheidungsträger 
ganz bewusst in Unkenntnis zu lassen. Notwendige Schutzmaßnahmen zur Ri-
sikoabwehr würden verhindert. Kein Vorstand darf sich deshalb auf seine tat-
sächliche Unkenntnis und sein Informationsdefizit berufen können. Im Falle 
seiner tatsächlichen Unkenntnis wird ihm fiktives Wissen zum eigenen Nach-
teil unterstellt. Juristische Personen müssen sich so behandeln lassen, als hätten 
sie von der rechtserheblichen Information Kenntnis.4

1  RG vom 14.12.1911 (VI 75/11), in: RGZ 78 S. 107  -Kutscher-Urteil; BGH v. 
26.11.2012 – II ZR 111/2 NZG 2013, 339 – Sardinien-Äußerung-Piech.

2   BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 36, BB 1996, 924 - Wissensaufspaltungs-
entscheidung.

3   BGH, 15.04.1997 – XI ZR 105/96, BGHZ 135/202, 205, BB 1997, 1276 -Scheckinkasso-
entscheidung.

4   BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 36, BB 1996, 924 - Wissensaufspaltungs-
entscheidung.

INFORMATIONSMANAGEMENT  
ALS ORGANISATIONSPFLICHT
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Die typische Arbeitsteilung in Unternehmen führt zu geteiltem Wissen. Durch 
die Wissensaufspaltung fehlt ein einheitlicher Kenntnisstand im Unternehmen. 
Die lückenlose gleichmäßige Information aller Mitarbeiter über rechtliche In-
formationen muss deshalb organisiert werden. In der Grundsatzentscheidung 
zur Wissensaufspaltung formuliert der BGH drei Organisationspflichten, näm-
lich rechtserhebliche Informationen

ERSTENS in Unternehmen zu speichern,

ZWEITENS an Verantwortliche weiterzuleiten und

DRITTENS von den Angestellten des Unternehmens zu deren Information  
abfragen zu lassen.

In meinem Aufsatz gehe ich ausführlich auf die drei Organisationspflichten 
zum Speichern, zur Weiterleitung und zur Abfrage rechtserheblicher Informa-
tionen ein. Die Datenbank dient als digitales Mittel zur Informationsorganisa-
tion. Eine Grafik veranschaulicht unsere Legal-Tech-Lösung zur Erfüllung der 
Informationsbeschaffungspflicht. 

KONFLIKT: unerfüllbare Forderung, zu „allen offenen 
Rechtsfragen Rechtsrat einholen zu müssen“ und „alle 
verfügbaren Informationsquellen tatsächlicher und 
rechtlicher Art ausschöpfen zu müssen“ bei gleichzei-
tiger Neigung unangenehme Informationen auszublen-
den (mutwillige Unkenntnis – willful blindness)

BGH 14.7.2008(IKB)

BGH 2.2.1996 (Wissensaufspaltung)

Vertragsklausel zu digitalen Recherchen nach dem ak-
tuellen Legal-Tech-Standard

Aktuelle Datenbanktechnik, umfassende Bibliothek 
und alle Unternehmenssachverhalte. Dokumentie-
ren, speichern, weiterleiten, abfragen und nutzen von 
„Pflichtwissen“ der Firma. Das digitale Gedächtnis 
vermeidet den Verfügbarkeitsfehler (availability bias) 
und eröffnet die Entlastungsmöglichkeit durch den 
unvermeidbaren Verbotsirrtum nach § 12 StGB und 
den Tatbestandsirrtum nach § 16 StBG

DIE LEGAL-TECH-LÖSUNG  
ZUR ERFÜLLUNG DER INFORMATIONSBESCHAFFUNGSPFLICHT

DURCH ARBEITSTEILUNG  
AUFGESPALTENES WISSEN

DOKUMENTIEREN 
SPEICHERN

WEITERLEITEN 
ABFRAGEN

PFLICHTWISSEN VON  
VORSTAND UND BELEGSCHAFT

Schnelle Recherchen sind unverzichtbar.  
MANAGER ENTSCHEIDEN UNTER ZEIT-
DRUCK, RICHTER NICHT.
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Vor diesem rechtlichen Hintergrund bieten wir Ihnen das Informationsma-
nagement zur Erfüllung der Organisationspfl icht mit folgenden Leistungen an: 

Die Volltextsammlung der Rechtsvorschriften 
aus EU, Bund und den Ländern 

Die aktuelle (Dezember 2021) Gesamtzahl aller eingestellten Rechtsvorschrif-
ten im Volltext beträgt

20.147

Die Vorschrift en werden monatlich von uns aktualisiert. Die geänderten Stel-
len werden farblich markiert. Die geänderten Textstellen werden außerdem im 
Inhaltsverzeichnis gekennzeichnet, sodass sie für jeden Nutzer leicht auffi  ndbar 
sind.

1.
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2. Die Funktion der dateiübergreifenden Sammelrecher-
che in der Volltextbibliothek

Die gesamte Bibliothek (Stand Januar 2022) der 20.147 Rechtsvorschrift en 
kann man im Volltext nach Suchwörtern recherchieren. Das System erlaubt die 
Suche nach einzelnen Suchbegriff en als auch als Sammelrecherche nach Listen 
mit unbeschränkter Anzahl von Suchwörtern. 

Als erste Anzeige werden die Regelwerke nach ihrer Anzahl angezeigt, in denen 
die zur Recherche eingegebenen Suchwörter angezeigt werden. 
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In einem zweiten Suchschritt kann nach einem jeweiligen Suchwort im Volltext 
der angezeigten Regelwerke nach dem jeweiligen Suchwort recherchiert wer-
den. Die jeweiligen Treff er werden angezeigt. 

Durch die digitale Suche wird keine Fundstelle übergangen. Die Recherche ist 
rechtssicher und gewährleistet, dass die Recherche in den angezeigten Rechts-
normen vollständig ist, was die digitale Recherchetechnik gewährleistet.

Durch diese Recherchetechnik kann der Nutzer sämtliche Vorschrift en als Vor-
schrift engruppen eingrenzen, in denen das Suchwort vorkommt. Mit dieser 
Methode lässt sich sehr einfach und komfortabel ein Gesetzesverzeichnis er-
stellen, in dem der gesuchte Sachverhalt wörtlich geregelt ist. Der Nutzer kann 
sicher sein, dass er keine Vorschrift  übersieht, in der der gesuchte Sachverhalt 
geregelt ist.

Die am Tag der Recherche durchsuchte Vorschrift enmenge wird automatisch 
protokolliert und kann als Entlastungsbeweis dafür genutzt werden, dass die 
Informationsbeschaff ungspfl icht erfüllt und als Grundlage einer juristischen 
Entscheidung verwende wurde. Ein eventueller Vorwurf lässt sich entkräft en, 
dass der Rechtsanwender nicht alle verfügbaren Informationsquellen erschöp-
fend geprüft  hat.
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Rechercheprotokoll

Je umfangreicher der Datenbankinhalt zur Verfügung steht, umso geringer ist 
das Risiko von rechtlichen Kenntnislücken. 

Sollte es trotzdem zu einem Rechtsverstoß gegen strafb ewehrte Pfl ichten auf-
grund einer Kenntnislücke kommen, besteht die Möglichkeit sich zur Entlas-
tung auf einen unvermeidbaren Verbortsirrtum nach § 17 StGB zu berufen.

Die Pfl icht zur möglichst vollständigen Erfassung aller Rechtsquellen zu be-
stimmten Sachverhalten ergibt sich aus dem ISION-Urteil des BGH. Danach 
müssen alle Informationsquellen erschöpfend recherchiert werden.5

5  BGH-Urteil vom 20.09.2011 – II ZR 234/09, 2. Leitsatz – ISION; Rack, Der Verfügbar-
keitsfehler (Availability bias als Organisationsrisiko), CB 7/2014, S. 236. 
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Die Filterfunktion in neun Prüfschritten 

Um die Masse der Vorschrift en nicht jedes Mal erneut durchsuchen zu müssen 
und um die für ein Unternehmen anwendbaren Vorschrift en auf das unver-
zichtbare Maß einzuschränken, bietet die Datenbank eine Filterfunktion an. Zu 
diesem Zweck fi ltern wir im System alle eingestellten Rechtsnormen in neun 
Schritten nach den einschlägigen Pfl ichten am jeweiligen Standort eines Unter-
nehmens. Dieser Filtervorgang wird einmal durchgeführt. Die Rechtsnormen 
und die Rechtspfl ichten werden mit dem Merkmal „einschlägig“ in der Daten-
bank markiert und gespeichert. Bei der weiteren Anwendung werden nur die 
einschlägigen Rechtsnormen und die daraus ermittelten Rechtspfl ichten ver-
waltet, nämlich aktualisiert, delegiert, erfüllt, kontrolliert und bei der Bearbei-
tung dokumentiert. 

Ohne diese Filterfunktion sind Unternehmen gezwungen, wenn sie keine ein-
schlägigen Rechtspfl ichten übersehen wollen, sämtliche Texte bei jeder Rechts-
frage erneut zu durchsuchen. 

Andere Anbieter von Gesetzestextsammlungen kennen diese Filterfunktion 
nicht, sodass die Nutzer gezwungen sind, zur Vermeidung von Rechtslücken 
bei jeder Recherche erneut alle Texte zu durchsuchen oder Lücken in Kauf zu 
nehmen und auf Rechtssicherheit zu verzichten.

3.
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Im ERSTEN Schritt stellen wir 20.147 Rechtsnormen im Volltext ein.

Im ZWEITEN Schritt ermitteln wir die Anzahl aller Paragraphen. Im aktuellen 
Fall handeln es sich um 154.019 Paragraphen. Ohne Pfl ichten aktuell 90.217. 

Im DRITTEN Schritt ermitteln wir alle Paragraphen ohne Pfl ichten. 59 % aller 
Paragraphen stellen Verfahrensvorschrift en dar, die im Unternehmen für die 
Alltagspraxis der Rechtsanwendung und für das Pfl ichtenmanagement nicht 
von Bedeutung sind.

Im VIERTEN Schritt werden aus der Gesamtmenge aller Paragraphen diejenigen 
mit Pfl ichten separiert, im aktuellen Fall handelt es sich um 63.802 Pfl ichten, 
was 41 % aller Paragraphen entspricht. Der Nutzer des Systems muss nach die-
sem vierten Prüfschritt nur weniger als die Hälft e der Gesetzestexte lesen. 

Im FÜNFTEN Schritt werden alle Rechtsnormen gruppenweise nach 74 Rechts-
gebieten sortiert. Diese Klassifi zierung nach Rechtsgebieten erlaubt es, Rechts-
vorschrift en gruppenweise herauszufi ltern, die vom Rechtsgebiet her für das 
Unternehmen gemessen am Unternehmenszweck von schon vornherein nicht 
anwendbar sein können. Ein metallverarbeitendes Unternehmen zum Beispiel 
muss nicht Arzneimittelrecht berücksichtigen. 

Im SECHSTEN Schritt werden aus der Gesamtmenge aller Rechtsnormen die am 
Standort nicht einschlägigen Normen als solche markiert und abgedeckt. Dabei 
hilft  die vorherige Klassifi zierung nach Rechtsgebieten. 

Im SIEBTEN Schritt werden die am Standort einschlägigen Normen zusammen-
gefasst.

Im ACHTEN Schritt werden die einschlägigen Rechtsnormen nach den ein-
schlägigen Pfl ichten analysiert. Dieser Filtervorgang beruht auf der Einsicht, 
dass nicht alle Pfl ichten einer Rechtsnorm an einem Standort einschlägig sind. 
Die anwendbaren Pfl ichten hängen von Produkten, Produktionsverfahren und 
Zweck des Unternehmens ab. Von allen denkbaren Rechtspfl ichten des Bundes-
immissionsschutzgesetzes zum Beispiel müssen nicht alle Pfl ichten an einem 
Standort einschlägig sein. Die nicht einschlägigen können herausgefi ltert wer-
den, wodurch die Anzahl der Pfl ichten nochmals verringert werden kann.

Im NEUNTEN Schritt verbleiben die am Standort einschlägigen Pfl ichten unter-
nehmensspezifi sch und passgenau anwendbar auf Produktion und Unterneh-
menszweck.
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Die Ermittlung der einschlägigen Normen und Rechtspflichten ist ein Prüfver-
fahren, das bei der Einrichtung des Compliance-Management-Systems durch 
die Anwälte unter Beteiligung der Stabsstelle insbesondere der Beauftragten 
und der Syndikusanwälte des Unternehmens vorgenommen wird.

Aus der Grafik erweisen sich nach 9 Prüfschritten 9 Prozent der Pflichten am 
Standort als einschlägig. 91 % können nach dem Filtervorgang unbeachtet blei-
ben.

Die Klassifizierung der Rechtsnormen  
nach 41 Suchparametern 

Die Rechtsnormen werden im System mit 41 Eigenschaften und Merkmalen 
markiert, nach denen Rechtsnormen recherchiert werden können. Zum Bei-
spiel können Rechtsnormen nach ihrer Anwendung in bestimmten Branchen, 
nach Rechtsgebieten, nach Anwendungsbereichen gesucht werden. Recher-
chiert werden kann außerdem nach Fundstellen über Änderungen, Außerkraft-
treten, Neufassungen und Beschlüsse, ob sie inhaltlich geändert oder neu sind, 
nach konkretisierenden Normen und Kurzbezeichnungen kann gesucht wer-
den. Die Eigenschaften und Merkmale sind in den jeweils zugehörigen Masken 
im System beschrieben. Jede neu im System aufgenommenen Rechtsnorm wer-
den diese Eigenschaften von unserem Büro in den Textfeldern der zugehörigen 
Maske vermerkt, gespeichert und mit der Norm verlinkt.

Die Liste der 41 Suchparameter ist angezeigt. Jedes der Suchparameter bildet 
eine Gruppe von Rechtsnormen mit den zugehörigen Rechtspflichten. Die 
Rechtspflichten wurden von den Rack Rechtsanwälten aus den Rechtsnormen 
separiert und im vierten Prüfschritt gekennzeichnet.

4.

1. Alle Textfelder

2. Alle Standorte einschlaegig

3. Anlagentyp

4. Anmerkungen

5. Anwendungsbereich

6. Anwendungsb. geändert

7. Ausserkraftgetreten

8. Betriebsteil

9. Branche

10. Datum_Aenderung

11. Datum_Ausserkrafttreten

12. Datum_Beschluss

13. Datum_Inkrafttreten

14. Datum_Neufassung

15. einschlaegig

16. Ermaechtigungsgrundlage

17. Fundstelle

18. Fundstelle_Aenderung

19. Fundstelle_Ausserkrafttreten

20. Fundstelle_Beschluss

21. Fundstelle_Neufassung

22. inhaltlich geändert/neu

23. konkretisierende Norm

24. Kurzbezeichnung

25. mit Anmerkungen

26. mit neuem Beitrag

27. mit Normtext

28. mit Protokoll

29. mit Sachlage

30. Musterprofil

31. Name

32. Normgeber

33. Normtext

34. Normtyp

35. Normtyp (zu prüfen)

36. Nummer

37. Rechtsgebiet

38. Rechtsgebiet (zu prüfen)

39. Sachlage

40. Trivialname

41. zu prüfen

SUCHPARAMETER NORMENEBENE
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Auf der Suchmaske können die einzelnen Suchparameter aufgerufen werden. 
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Die Klassifizierung der Rechtsnormen nach  
Rechtsgebieten (Suchparameter Nr. 37)

Die Datenbank enthält aktuell 77 Rechtsgebiete, denen Rechtsnormen und die 
daraus ermittelten Rechtspflichten zugeordnet sind. Der Nutzer des Systems 
kann sich damit einen Überblick über die Anzahl der Rechtsnormen und der 
sich daraus ergebenden Rechtspflichten für das Rechtsgebiet verschaffen, für 
das er verantwortlich ist.

Aus der beigefügten Anlage ergeben sich die gelisteten Rechtsgebiete mit der 
Anzahl der Rechtsnormen und der dazu gehörigen Rechtspflichten.

4.1.

77 RECHTSGEBIETE
MONATLICH AKTUALISIERT

RECHTSGEBIET *Auswahl ANZAHL NORMEN ANZAHL PFLICHTEN

1. ABFALLRECHT 488 1087

2. ABGABENRECHT * 74 64

3. AGRARRECHT 93 99

4. ALLGEMEINES VERWALTUNGSRECHT * 89 144

5. ALTLASTENRECHT 22 19

6. ANLAGENSICHERHEITSRECHT 227 1526

7. ARBEITSRECHT * 69 224

8. ARBEITSSCHUTZRECHT 1325 5871

9. ARTENSCHUTZRECHT * 25 25

10. ARZNEIMITTELRECHT 192 554

11. ARZTRECHT * 72 452

12. ATOMRECHT 1296 1572

13. AUSBILDUNGSRECHT * 12 45

14. BAURECHT * 390 3533

15. BERGRECHT 669 2549

16. BODENRECHT 45 136

17. BODENSCHUTZRECHT 74 178

18. BRANDSCHUTZ 49 134

19. CHEMIKALIENRECHT 260 408

20. DENKMALSCHUTZRECHT * 21 18

21. DÜNGEMITTELRECHT 36 65

22. EG-UMWELTRECHT 57 22

23. ENERGIERECHT 297 6704

24. ENERGIEWIRTSCHAFTSRECHT 152 495

25. FUTTERMITTELRECHT 323 342

26. GEFAHRENABWEHRRECHT 131 1087

27. GEFAHRGUTRECHT 120 692

28. GEFAHRSTOFFRECHT 390 2030

29. GENTECHNIKRECHT 126 132

30. GERÄTESICHERHEITSRECHT 451 3657
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31. GESUNDHEITSSCHUTZRECHT 192 523

32. GEWERBERECHT * 44 188

33. IMMISSIONSSCHUTZRECHT 767 981

34. KRANKENHAUSRECHT * 52 129

35. LEBENSMITTELRECHT 635 1329

36. NATURSCHUTZRECHT 320 1442

37. PFLANZENSCHUTZMITTELRECHT 300 99

38. PFLANZENSCHUTZRECHT 150 179

39. PLANUNGSRECHT * 68 11

40 PRODUKTRECHT 601 959

41. PRODUKTSICHERHEITSRECHT 85 470

42. PROZESSRECHT * 1 14

43. SEERECHT * 65 124

44. SOZIALRECHT * 14 73

45. STRAFRECHT * 31 52

46. STRAHLENSCHUTZRECHT 203 242

47. STÖRFALLRECHT 42 49

48. TELEKOMMUNIKATIONSRECHT * 15 142

49. TIERSCHUTZRECHT 105 332

50. TIERSEUCHENRECHT 130 560

51. TRANSPORTRECHT * 59 164

52. UMWELT-AUDIT-RECHT 50 62

53. UMWELTHAFTUNGSRECHT 18 15

54. UMWELTINFORMATIONSRECHT 70 14

55. UMWELTRECHT 55 9

56. UMWELTVERWALTUNGSRECHT 181 171

57. UMWELTZIVILRECHT 7 54

58. VERFASSUNGSRECHT * 12 18

59. VERKEHRSRECHT 486 3771

60. VERWALTUNGSRECHT * 99 54

61. WAFFENRECHT * 13 78

62. WASSERRECHT 1064 2888

63. ZOLLRECHT * 8 75

64. AUSSENWIRTSCHAFTSRECHT 121 455

65. BETRIEBSVERFASSUNGSRECHT * 12 352

66. BANKRECHT 321 2582

67. DATENSCHUTZRECHT 96 446

68. FINANZRECHT * 12 12

69. GESELLSCHAFTSRECHT * 311 1530

70. KAPITALMARKTRECHT 213 1618

71. KARTELLRECHT * 37 55

72. ORGANISATIONSRECHT 378 40

73. SUBVENTIONSRECHT * 3 3

74. VERGABERECHT * 55 173

75. VERSICHERUNGSRECHT * 73 675

76. WIRTSCHAFTSRECHT * 111 756

77. WIRTSCHAFTSSTRAFRECHT * 101 216
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Die Klassifi zierung der Rechtsnormen nach dem 
Rechtsgebiet Arbeitsschutzrecht (Rechtsgebiet Nr. 8)

Zum Beispiel zählen zum Rechtsgebiet Arbeitsschutzrecht 1.342 Rechtnormen 
und 5.871 daraus ermittelten Rechtspfl ichten. Zum Rechtsgebiet Energierecht 
zählen 440 Rechtsnormen und 6.704 daraus ermittelte Rechtspfl ichten. 

4.2.



17

Die Klassifi zierung der Rechtsnormen nach Branchen 
(Suchparameter Nr. 9)

Nach der gleichen Methode sind im System die Rechtsnormen nach Branchen 
geordnet. Zum Beispiel fi nden sich zur Branche „Stadtwerke“ 1.269 Rechtsnor-
men und 6.550 daraus ermittelte Rechtspfl ichten.

4.3.

BRANCHE BRANCHEN-
NORMEN

BRANCHEN-
PFLICHTEN

ABFALLVERBRENNUNGS-
ANLAGE

1.640 5.169

ARZNEIMITTEL 1.645 6.438
AUTOMOBILWERK 1.133 4.422
AUTOMOTIVE 1.016 5.138
BAHN 965 11.070
CHEMISCHER 
GRUNDSTOFFHERSTELLER

1.029 5.819

DEPONIE 1.029 5.502
DIALYSATOREN-
HERSTELLUNG

749 4.645

ELEKTROINSTALLATIONS-
TECHNIK

857 3.917

ENERGIEMANAGEMENT 409 1.266
ENERGIEWIRTSCHAFT 1.613 7.707
ENTSORGUNGSBETRIEB MIT 
ABWASSERBEHANDLUNG 588 4.556

FACILITYMANAGEMENT 624 3.782
FLUGHAFEN 1.383 9.751
FRUCHTSAFTHERSTELLUNG 878 4.395
GALVANIK 519 4.359
GASSPEICHER 872 5.842
GELENKWELLENHERSTELLER 874 4.093
GIESSEREI 981 5.228
GLASINDUSTRIE 798 4.043
GUMMIHERSTELLUNG 725 4.545

KERAMIKBESCHICHTUNG 987 5.004
KERAMIKHERSTELLUNG 804 4.796
KLEBEPRODUKTE-
HERSTELLUNG

952 5.460

KRANKENHAUS 758 4.107
KUNSTSTOFFTECHNIK 933 5.062
LACKFABRIK 981 4.599
LAMPENHERSTELLUNG 776 4.225
LEBENSMITTEL 1.750 5.124
LOGISTIK 1.581 6.768
NASSLACKPRODUKTION 1.036 5.511
PAPIERHERSTELLUNG 889 4.887
PFLANZENSCHUTZMITTEL 415 5.491
RAFFINERIE 1.958 6.681
RECHENZENTRUM 524 2.574
SCHMIERSTOFFE 876 5.270
SERUMHERSTELLUNG 1.076 5.452
STADTWERKE 1.269 6.550
STAHLWERK 666 3.866
UMFORMTECHNIK 869 4.584
UNIKLINIK 1.444 9.126
UPSTREAMER 1.253 6.689
VERKEHRSBETRIEBE 702 6.433
WERFT 865 4.995

DURCHSCHNITT 1.029 5.155
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Die Klassifi zierung nach außerkraftgetretenen Normen 
(Suchparameter Nr. 7)

Zum Beispiel kann die Gruppe der außerkraft getretenen Rechtsnormen als 
Klasse aufgerufen werden.

Als weiteres Beispiel kann die Gruppe der außerkraft getretenen Rechtsnormen 
als Klasse nach Suchparameter Nr. 11 aufgerufen werden. Diese Klassifi zierung 
verschafft   einen Überblick darüber, welche Rechtsnormen wann Außerkraft  ge-
treten sind. 

Die obige Abfrage zeigt beispielsweise an, welche Normen auf Bundesebene im 
Jahr 2020 außer Kraft  getreten sind.

Die Suchparameter auf der Pfl ichtenebene

Die Rechtsnormen werden von unseren Anwälten nach Rechtspfl ichten ana-
lysiert. Die so ermittelten Rechtspfl ichten werden im System mit insgesamt 
93 Merkmalen und Eigenschaft en versehen, nach denen die Pfl ichten sortiert 
und gesucht werden können. Mit dem Markieren nach Eigenschaft en werden 
Rechtspfl ichten zu Klassen gebündelt, die sich nach Klassen aufrufen lassen. 

4.4.

5.
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Zum Beispiel werden Pfl ichten klassifi ziert nach Antragspfl ichten, Anzeige-
pfl ichten, Aufk lärungspfl ichten, Betreiberpfl ichten, Duldungspfl ichten, einma-
lige und wiederkehrende Pfl ichten, einschlägige Pfl ichten, nach Pfl ichten zur 
Gefährdungsbeurteilung, nach Genehmigungspfl ichten, Geschäft sführerpfl ich-
ten, Hinweispfl ichten, Hygienepfl ichten, Informationspfl ichten.

1. Aktualisierungspfl ichten

2. Alle Standorte einschlaegig

3. Anlagentyp

4. Anmerkungen

5. Antragspfl ichten

6. Anzeigepfl ichten

7. Aufklärungspfl ichten

8. Aufsichtsratspfl ichten

9. Beauftragte(r)

10. bedeutsam

11. Behördenpfl ichten

12. Berichtspfl ichten

13. Betreiberpfl ichten

14. Betriebsleitung

15. Betriebssachverhalt

16. Betriebsteil

17. Betriebsteilgruppe

18. Branche

19. Dokumentationspfl ichten

20. Duldungspfl ichten

21. Einmalige Pfl ichten

22. einschlägig

23. Energiemanagement

24. Erfüllung

25. Gefährdungsbeurteilung

26. Gefährdungsb. (Vorschlag)

27. Genehmigungspfl ichten

28. Geschäftsführerpfl ichten

29. Handlungsanweisung

30. Hinweispfl ichten

31. Hygienepfl ichten

32. Informationspfl ichten

33. inhaltlich geändert/neu

34. Instandhaltungspfl ichten

35. Kennzeichnungspfl ichten

36. Konkrete Pfl ichten

37. Kontrollpfl ichten 
(§ 6 Umwelthaftungsgesetz)

38. Kurzbezeichnung

39. Kurzinhalt

40. Linienkontrolle

41. Meldepfl ichten

42. mit Anmerkungen

43. mit Betriebsteil

44. mit Betriebssachverhalt

45. mit Betriebssachv. u. Pfl icht

46. mit Gefährdungsbeurteilung

47. mit Gefährdungsb. (Vorschlag)

48. mit Handlungsanweisung

49. mit Konkretisierung

50. mit konkretisierter Pfl icht

51. mit Kurzinhalt

52. mit neuem Beitrag

53. mit Pfl icht

54. mit Schutzzweck

55. mit Vorschlag

56. Mitarbeiterqualifi kation

57. Mitteilungspfl ichten

58. Musterprofi l

59. Norm-Name

60. Norm-Nummer

61. Normgeber

62. Normtyp

63. Organisationspfl ichten

64. Pfl icht

65. Pfl ichten bei Inbetriebnahme/Än-
derung von Anlagen

66. Pfl ichten mit Spielraum

67. Pfl ichten nach Stilllegung

68. Pfl ichten zu Gefahrstoffen

69. Pfl ichten zum Notfallmanagement

70. Pfl ichten zur Gefährdungsbeurtei-
lung

71. Pfl ichten zur medizinischen Unter-
suchung von MA

72. Pfl ichtenlage

73. Prüf- und Überwachungspfl ichten

74. Quelle

75. Rechtsgebiet

76. Rechtsg.(zu prüfen)

77. Risikoanalysepfl ichten

78. Rollenprofi l

79. Sachverhalt

80. Schulungs-/Unterweisungspfl ich-
ten

81. Schutzgesetz

82. Schutzzweck

83. Stabskontrolle

84. Stand der Technik

85. strafbewehrt

86. Themenprofi l

87. Titel

88. Übergangsvorschriften

89. vollständig delegiert

90. Vorstand/ GF

91. Vorstandspfl ichten

92. Wiederkehrende Pfl ichten

93. zu prüfen

PFLICHTENKATEGORIEN
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Die Kombination von Suchparametern 

Die gespeicherten Rechtspfl ichten lassen sich nicht nur nach einzelnen Merk-
malen und Klassifi zierungen aufrufen, sondern auch untereinander kombiniert. 
Zum Beispiel die einmaligen oder wiederkehrenden Pfl ichten eines Geschäft s-
führers, die Meldepfl ichten aus einer bestimmten Branche oder die Genehmi-
gungspfl ichten aus bestimmten Rechtsgebieten, 935 Eigenschaft en lassen sich 
kombinieren.

Von Bedeutung sind zum Beispiel auch die Pfl ichten für Vorstände und Ge-
schäft sführer und deren Organisationspfl ichten, die sich aus der einschlägigen 
BGH-Rechtsprechung ergeben. Gesucht werden können zum Beispiel auch alle 
strafb ewehrten Pfl ichten aus einer Branche, aus einem Rechtsgebiet, oder den 
einschlägigen Pfl ichten eines Unternehmens. Der Vorteil dieser Suche besteht 
darin, dass die strafb ewehrten Pfl ichten Priorität genießen, weil nur solche 
Pfl ichten strafb ewehrt sind, die zum Schutz besonders hoch bewerteter Rechts-
güter erlassen sind.

6.
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Mit der Funktion der Schnittmengensuche ermöglicht das System 5 Merkma-
le zu kombinieren und aus der Gesamtmenge aller Rechtspfl ichten diejenigen 
herausauszufi ltern, die sämtliche angegebenen Merkmale haben. Zum Beispiel 
können die Meldepfl ichten aus den Rechtsnormen einer bestimmten Branche, 
zum Beispiel der Pharmabranche und aus einem Rechtsgebiet zum Beispiel 
dem Arzneimittelrecht gesucht werden.

Beispiele zur Schnittmengensuche

WIEDERKEHRENDE ANZEIGEPFLICHTEN IM ARZNEIMITTELRECHT DES BUNDES

7.
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NICHT STRAFBEWEHRTE PRÜF- UND ÜBERWACHUNGSPFLICHTEN DER EUROPÄI-
SCHEN UNION AUS DEM RECHTSGEBIET IMMISSIONSSCHUTZRECHT 

DIE RECHTSVERORDNUNGEN IM BUND AUS DEM RECHTSGEBIET PRODUKTRECHT 
SEIT DEM 1.1.2020 
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ANTRAGSPFLICHTEN DES BUNDES IN DER BRANCHE 
ELEKTROINSTALLATIONSTECHNIK

SCHNITTMENGENSUCHE NACH BIS ZU FÜNF SACHVERHALTEN

Aus einem Rechtsfall können bis zu fünf Sachverhaltsmerkmale gleichzeitig 
nach Fundstellen in 20.147 Rechtsnormen recherchiert werden.
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8. Der Index rechtlich relevanter Sachverhalte 
als Risikospeicher

Sämtliche Unternehmenssachverhalte, die ein Risiko darstellen und rechtlich 
geregelt sind, fi nden sich im Index von insgesamt aktuell 49.725 Sachverhalten.

Gemeinsam ist den gelisteten Sachverhalten, ein Risiko zu beinhalten, das mit 
der jeweiligen Rechtspfl icht abzuwenden ist. Der Nutzen dieses Index besteht 
darin, dass eine Entscheidung über die Sachverhalte eine rechtlich gebundene 
Entscheidung darstellt. Der Sachverhalt löst Rechtspfl ichten aus und bindet den 
verantwortlichen Entscheidungsträger im Unternehmen an diese rechtlichen 
Vorgaben. Auf diese Weise können die „RECHTLICH GEBUNDENEN ENTSCHEIDUN-
GEN“ von den „UNTERNEHMERISCHEN ENTSCHEIDUNGEN“ unterschieden werden. 
Bei unternehmerischen Entscheidungen sind Vorstände und Geschäft sführer 
frei von Haft ungen bei Schadensfolgen. Kommt es bei rechtlich gebundenen 
Entscheidungen zu einem Rechtsverstoß mit Schadensfolgen, haft en Vorstände 
und Geschäft sführer für diese Schäden. Bei unternehmerischen Entscheidun-
gen gilt das Privileg der Business Judgement Rule nach § 93 Abs. 1 S. 2 AktG. 
Verursacht die rechtlich nicht gebundene unternehmerische Entscheidung ein 
Misserfolg, trifft   den Entscheidungsträger keine Haft ung. Verursacht ein Ver-
stoß gegen eine rechtlich gebundene Entscheidung einen Schaden, haft et der 
Entscheidungsträger für die Schadensfolgen. Die nächsten rechtlich relevanten 
Sachverhalte lassen sich von Vorständen und Geschäft sführern und deren Be-
rater dazu nutzen, um auf schnellstem Wege zu ermitteln, ob ein Sachverhalt 
rechtlich von Bedeutung ist und die damit verbundenen Pfl ichten zu beach-
ten sind oder ob der Sachverhalt nicht von rechtlicher Bedeutung ist und der 
Entscheidungsträger frei entscheiden kann, ohne Schadensersatzansprüche bei 
Schäden durch Folgen der Entscheidung fürchten zu müssen. 
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Die Glossarsuche

Die schon einmal rechtlich geprüft en Sachverhalte, die mit Pfl ichten verlinkt 
sind, lassen sich in der Glossarsuche aufrufen.

DIE SUCHE NACH PFLICHTEN VOM SACHVERHALT HER: DIE PFLICHTEN ZUR GAS-
TURBINENANLAGE

Bei dieser Recherchemethode sind Sachverhalte aus Unternehmen mit den 
Pfl ichten verlinkt, die sie auslösen. Unter Sachverhalten sind die dort verwen-
deten chemische Stoff e, Gefahrstoff e, Produktionsverfahren, Produktionsanla-
gen, Rollen und Funktionen von Mitarbeitern zu verstehen. Alle Sachverhalte 
die von unserem Büro daraufh in geprüft  wurden, ob sie Pfl ichten auslösen, sind 
im System gespeichert, mit Pfl ichten verlinkt und können mehrfach genutzt 
werden. Aktuell fi nden sich im System

3.818.603 MILLIONEN LINKS, ZWISCHEN 49.725 SACHVERHALTEN UND 67.218 
VORFORMULIERTEN PFLICHTEN.

Rechtspfl ichten dienen grundsätzlich dazu, Risiken abzuwenden, die von einem 
Sachverhalt im Unternehmen ausgehen. Ein gesetzlich geregelter Sachverhalt 
verkörpert somit ein Risiko und muss durch die vorgeschriebene Rechtspfl icht 
präventiv abgewendet werden. Die gesetzliche Regelung eines Sachverhalts lässt 
somit den Rückschluss auf das Risikopotenzial zu. Bei gesetzlich geregelten 
Sachverhalten erübrigt sich deshalb eines Gefährdungsbeurteilung oder eine 
Risikoanalyse. Das gleiche gilt für anwaltlich geprüft e Sachverhalte, die im Sys-
tem ebenfalls gespeichert und mit Rechtspfl ichten verlinkt sind.

9.

3.818.603 MILLIONEN LINKS, ZWISCHEN 49.725 
SACHVERHALTEN UND 67.218 VORFORMULIERTEN PFLICHTEN.
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Findet sich zu einem Sachverhalt in der Glossarsuche keine Rechtspfl icht, emp-
fehlen wir die Eingabe in der Listensuche (siehe Seite 4), mit der in aktuell 
20.147 Rechtsvorschrift en im Volltext nach dem Sachverhalt gesucht werden 
kann. Erst wenn nach der Recherche in der Glossarsuche keine Suchergebnis-
se vorliegen, kann der verantwortliche Entscheidungsträger annehmen, dass er 
eine unternehmerische Entscheidung im Rahmen seiner Business Judgement 
Rule treff en kann, ohne Schadensersatzfolgen fürchten zu müssen.

RECHERCHE NACH RISIKOKLASSEN

In der Datenbank sind 168 Risikoklassen gebildet und eingespeichert. Die Ri-
sikoklassen sind danach gebildet, für welche Rechtsgüter die klassifi zierten 
Sachverhalte ein Schadensrisiko darstellen. Zum Beispiel sind alle Risiken zur 
IT-Sicherheit auf diese Weise gebündelt. Es werden 864 Risikosachverhalte an-
gezeigt.

2626
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Die Suche nach Risikosachverhalten 
von der Pfl icht ausgehend

Die Verlinkung im System erlaubt es, nicht nur vom Sachverhalt die Pfl ichten 
zu suchen, sondern auch von der Rechtspfl icht ausgehend die Sachverhalte auf 
die die Rechtspfl icht schon einmal zur Abwendung von Risiken geprüft  wurden. 

Diese Recherchemethode entspricht der Rechtsanwendungsmethode von Karl 
Engisch, die er als Hin- und Herwandern des Blicks beschreibt.6

Beispiel: Die Pfl icht Nr. 5, wonach Gasturbinenanlagen so zu errichten und zu 
betreiben sind, dass die erforderlichen Anforderungen eingehalten werden, be-
ziehen sich auf 77 Sachverhalte. Mit dieser Methode lassen sich Sachverhalte 
ermitteln, die die gleiche Pfl icht auslösen und eventuell im Unternehmen vor-
kommen, ohne dass die Mitarbeiter des Unternehmens deshalb zum präsenten 
Wissen der Mitarbeiter gehört. Die so eingesetzte Datenbank funktioniert wie 
ein digitales Gedächtnis mit unbegrenzter Kapazität, das dem menschlichen 
Gedächtnis mit beschränkter Kapazität überlegen ist. Die Nutzer, die der Emp-
fehlung folgen, alle Sachverhalte im Unternehmen, alle Stoff e, Maschinen, An-
lagen, Funktionen in das System einzustellen, sind nicht auf ihr menschliches 
Gedächtnis und ihr präsentes Wissen angewiesen, um sämtliche Risiken eines 
Unternehmens zu erfassen. Die Nutzer des Systems erfüllen außerdem ihre In-
formationsbeschaff ungspfl icht, nämlich sämtliche verfügbaren Informations-
quellen erschöpfend auszuwerten.

6  Rüthers/Fischer/Birk, Rechtstheorie, 9. Auflage, Anm. 658. 

10.
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Inhalte der Datenbank

Die Beiträge sind erstens auf Rechtsnormen, zweitens auf Rechtspflichten und 
drittens auf abstrakte Rechtsbegriffe verlinkt.

Jeder einzelne Beitrag informiert über

A.	 ANLASS UND GRUND ZUR NEUEN GESETZLICHEN REGELUNG ODER AUCH ZUR 
INHALTLICHEN REGELUNG EINER BESTEHENDEN REGELUNG,

B.	 DEN ANWENDUNGSBEREICH,

C.	 DIE ADRESSATEN DER RECHTSNORMEN,

D.	 DEN SCHUTZZWECK DER NEUEN RECHTSNORM. 

Auf einen Blick erfassen die Nutzer unserer Informationen die wichtigsten Än-
derungen und können entscheiden, ob der Beitrag für sie von Interesse ist und 
ob sie weitere Informationen aufnehmen. 

11.

IM MANAGEMENTSYSTEM „RECHT IM BETRIEB“ 
FINDEN SICH ZUR ZEIT FOLGENDE INHALTE:

20.147 Rechtsvorschriften von EU, Bund und 
den Ländern im Volltext monatlich 
aktualisiert

84.196 Paragrafen mit Pflichten

17.746 strafbewehrte Pflichten

65.774 vorformulierte Pflichten

46 Musterbranchen mit standardisiertem 
Normen- und Pflichtenkatalog

48.946 riskante Unternehmenssachverhalte mit 
den zugehörigen Pflichten

2.600 Erläuterungen zu Rechtsbegriffen

8.612 Gerichtsentscheidungen im Volltext

64.748 Beiträge seit 1992

MIT BESPRECHUNGEN VON

26.232 Rechtsänderungen

2.753 Gesetzgebungsverfahren

9.843 Gerichtsentscheidungen

15.620 Fachaufsätzen

10.300 Buchneuerscheinungen

2.662 ausgewertete Gesetzes- und Ministerial-
blätter in 2020

1.120 ausgewertete Fachzeitschriften in 2020

JE UMFANGREICHER DER DATENBANKINHALT,  
UMSO GERINGER DAS RISIKO VON RECHTSIRRTÜMERN
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Der Aktualisierungsservice im System 
mit dem monatlichen Compliance-Test

Monatlich berichten wir im Durchschnitt des Jahres 2020 über 262 Änderun-
gen bei Rechtsnormen und 418 Änderungen bei Rechtspfl ichten, insbesondere 
über neue Rechtsnormen, neue Rechtspfl ichten, die wir aus den Rechtsnormen 
ermitteln, über geänderte Rechtsnormen, geänderte Rechtspfl ichten, außer-
kraft getretene Rechtsnormen und außerkraft getreten Rechtspfl ichten.

Mit dem monatlichen Compliance-Test können Unternehmen selbst prüfen, 
ob alle Rechtsänderungen in ihrem Unternehmen im Umweltschutz, Arbeits-
schutz, Anlagen- und Produktionssicherheit und Unternehmensführung er-
fasst wurden. Das Deckblatt biete eine Übersicht über 225 Änderungen bei 

Rechtsnormen und 533 Änderungen bei Rechtspfl ichten im 10. Monat 2021.

12.

29
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Der Aktualisierungsassistent
Die Aktualisierung der einschlägigen Normen und Pfl ichten können die Be-
auft ragten im Unternehmen mit ihren Beauft ragten selbst durchführen. Sie 
werden durch den Aktualisierungsassistenten in fünf Schritten geführt. Die je-
weiligen Gruppen der geänderten Vorschrift en werden im System angezeigt, 
indem der Button „Normen anzeigen“ angeklickt wird. Im Schritt 1 werden die 
außer Kraft  getretenen Normen angezeigt und sind auf Übergangsregelungen 
zu prüfen. Im Prüfschritt 2 werden die einschlägigen Normen ohne inhaltliche 
Änderungen gezeigt für die Rechtsprechung und Literatur publiziert wurde. Im 
Schritt 3 werden die einschlägigen Normen mit inhaltlichen Änderungen an-
gezeigt. Im Schritt 4 werden die einschlägigen Normen mit geändertem An-
wendungsbereich gezeigt. Im Schritt 5 werden die neuen Normen und die Ent-
würfe im Berichtszeitraum gezeigt. Auf der Pfl ichtenebene bietet das System 
drei Prüfschritte. Im ersten Prüfschritt werden die Paragraphen gezeigt, die 
keine Pfl ichten mehr enthalten oder ganz weggefallen sind. Im Schritt 2 werden 
die Pfl ichten gezeigt, die zuvor auf einschlägig gesetzt waren, die inhaltlich ge-
ändert wurde und zu der ein Vorschlag zur Pfl icht in der geänderten Fassung 
angezeigt wird. Im dritten Prüfschritt werden alle neuen Pfl ichten mit Formu-
lierungsvorschlägen angezeigt.

Außer Kraft getretene Normen 
auf Übergangsregelungen prüfen

31

SCHRITT 1:

13.
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Einschlägige Normen ohne inhaltliche Änderungen 
mit neuen Beiträgen aus Rechtsprechung, Fachliteratur 
und Gesetzgebung

Einschlägige Normen mit inhaltlicher Änderung

SCHRITT 2:

3232

SCHRITT 3:
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Nicht einschlägige Normen 
mit geänderten Anwendungsbereich

SCHRITT 4:

33

Neue Normen und EntwürfeSCHRITT 5:
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Aktualisierung der Pfl ichten

Aufgehobene Standortpfl ichten

Inhaltlich geänderte Standortpfl ichten

SCHRITT 1:

SCHRITT 2:

3434

14.
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Neue Pfl ichtenSCHRITT 3:
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Aktuell gespeicherte 2.600 
erläuterte abstrakte Rechtsbegriffe

Im Pfl ichtentext werden die abstrakten Rechtsbegriff e blau hinterlegt. Der 
Gesetzgeber ist verfassungsrechtlich daran gehindert, konkrete Sachverhalte 
gesetzlich zu regeln. Deshalb regeln Gesetze immer nur in abstrakten Rechts-
begriff en unter die jeweils Klassen von Sachverhalten subsumiert werden. Juris-
tische Laien begegnen diesem Umstand mit Unverständnis. Diese Regulierungs-
methode schmälert die Akzeptanz von gesetzlichen Regelungen bei juristischen 
Laien. Für Juristen dagegen ist es üblich, über Kommentare und Gerichtsurteile 
die konkreten Sachverhalte zu ermitteln, auf die ein abstrakter Rechtsbegriff  
anzuwenden ist. Um die Akzeptanz gesetzlicher Regelung und das Verständnis 
zu steigern, haben wir im System Hilfsfunktionen installiert. Die abstrakten 
blau hinterlegten Rechtsbegriff e lassen sich im System anklicken, worauf eine 
dreigeteilte Maske erscheint, in der im obersten ersten Teil eine Defi nition des 
jeweiligen Rechtsbegriff s sich fi ndet, im zweiten darunterliegenden Teil werden 
Anwendungsbeispiele aufgelistet und im dritten Teil der Maske fi nden sich ein-
schlägige Rechtsprechung und Literatur, die zu dem jeweiligen Rechtsbegriff  
ergangen ist. Die Sachverhalte, die gerichtlich entschieden wurde, werden rot 
hinterlegt, lassen sich anklicken und zeigen das jeweils ergangene Urteil zu dem 
Sachverhalt an, der unter den abstrakten Begriff  subsumiert wurde. Juristen 
als auch juristische Laien dient diese Einrichtung im System als Subsumtions-
hilfe. Findet sich unter den Anwendungsbeispielen nicht der gesuchte Unter-
nehmenssachverhalt, liefert die Sachverhaltsliste Beispiele, zum Vergleich mit 
ähnlichen Sachverhalten, die ein vergleichbares Risiko verkörpern und deshalb 
durch die Rechtspfl icht abgewendet werden müssen.

15.
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Informationen über die Konkretisierung abstrakter 
Rechtsbegriffe durch Verordnungen und Technische 
Regeln 

Der Gesetzgeber regelt in Gesetzen nur mithilfe von abstrakten Rechtsbegrif-
fen, weil er dem Verbot der Einzelfallregelung durch Gesetze unterliegt. Das 
Einzelfallregelungsverbot ergibt sich aus der Verfassung nach Art. 19 GG. Die 
Normenadressaten können deshalb aus Gesetzen keine konkreten Handlungs-
anweisungen zur Erfüllung der gesetzlichen Pfl ichten entnehmen. In Zweifels-
fällen regeln Gerichte in Einzelfallentscheidungen, welche konkreten Pfl ichten 
sich aus der abstrakten Form der Gesetze ergeben. Durch diese verfassungs-
rechtliche Situation ergibt sich ein hoher Beratungsbedarf bei der Konkretisie-
rung von abstrakten Rechtsbegriff en. Der Gesetzgeber verweist zur Konkretisie-
rung von Gesetze zunächst an die Fachminister des Bundes oder des jeweiligen 
Landes der Verordnungen zur Konkretisierung des jeweiligen Gesetzes erlässt. 
Diese Verordnungen sind ebenfalls nicht so konkret abgefasst, dass in der Pra-
xis Handlungshinweise dem Verordnungstext zu entnehmen sind. 

Der verordnungsgebende Minister verweist zur Konkretisierung der Verord-
nung wiederum an Fachausschüsse, die untergesetzliche Regelwerke formulie-
ren, aus denen konkrete Anweisungen zur Pfl ichterfüllung zu entnehmen sind. 

16.
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An einer Grafik lässt sich der Vorgang dieses Verhältnisses zwischen Gesetzen 
und technischen Regeln durch die Form einer Pyramide darstellen, die wir bei-
spielhaft im Chemikalienrecht und im Arbeitsschutzrecht skizziert haben. 

Dieses Verhältnis zwischen Gesetzen und technischen Regeln haben wir in dem 
System „Recht im Betrieb“ umgesetzt und die Technischen Regeln jeweils mit 
den Paragraphen verlinkt, zu deren Konkretisierung sie dienen. Hierbei handelt 
es sich um ein Informationsservice, der dem Nutzer des Systems es erleichtert, 
zu den abstrakten Rechtsbegriffen die jeweiligen konkretisierenden techni-
schen Regeln zu finden. Auf jeder Pflichtenmaske findet sich bei den einzelnen 
Paragraphen der Hinweis „Konkretisiert durch“ verbunden mit einer Schaltflä-
che, die man anklicken kann und die jeweils mit dem Paragraphen verlinkten 
Technischen Regeln anzeigen. 

3 Gesetze 
38 Pflichten

17 Rechts- 
verordnungen 
187 Pflichten

365 Technische Regeln  
und BG-Vorschriften 

Im CHEMIKALIEN- UND GEFAHRSTOFFRECHT ergibt sich folgende Normenpyramide:

7 Gesetze 
180 Pflichten

22 Rechts- 
verordnungen 
153 Pflichten

254 Technische Regeln  
und BG-Vorschriften 

3.401 Pflichten

Im ARBEITSSCHUTZRECHT ergibt sich folgende Normenpyramide:
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Immer wenn der Hinweis auf der Pfl ichtenmaske erscheint, dass die abstrak-
te Rechtspfl icht durch eine technische Regel konkretisiert ist, erübrigt sich die 
vertieft e Beschäft igung mit dem Gesetz auf abstrakter Ebene. Die Technischen 
Regeln werden ebenso behandelt wie Gesetze. Die darin enthaltenden Pfl ich-
ten werden separiert, regelmäßig aktualisiert. Sie lassen sich an bestimmte Mit-
arbeiter delegieren und auf Erfüllung hin kontrollieren. Werden im Text der 
Technischen Regeln auf weitere Technische Regel verwiesen, kann man die zi-
tierten Vorschrift en anklicken, worauf die zitierte Rechtsnorm unmittelbar an-
gezeigt wird.



40



41

Bescheidsverwaltung

Sämtliche Genehmigungsbescheide eines Unternehmens können im System 
eingestellt werden. Sie können wie sämtliche anderen Regelwerke nach Fund-
stellen durchsucht werden. Die Aufl agen und Nebenbestimmungen der Geneh-
migungsbescheide werden als Pfl ichten im System verwaltet, separiert, an Mit-
arbeiter delegiert, auf Erfüllung hin kontrolliert und dokumentiert.

17.



Compliance-Berater | 2/2013 | 6.5.2013

58 Rack, Informationsmanagement als OrganisationspflichtBEITRÄGE RISIKOANALYSE UND -IDENTIFIKATION

Dr. Manfred Rack, RA

CB-Test: Informationsmanagement als 
 Organisationspflicht
Jedes Unternehmen muss sicherstellen, dass seine Rechtspflichten ausnahmslos eingehalten werden. Unter-
nehmen haften für den entstandenen Schaden, der durch die Verletzung von Rechtspflichten verursacht wird. 
Manager können sich strafbar machen. Auf das Compliance-Problem macht die Presse regelmäßig durch 
spektakuläre Fälle aufmerksam. Dieser CB-Test beinhaltet eine Checkliste ausgewählter Organisationspflich-
ten in Bezug auf das Informationsmanagement im Unternehmen.

I. Unkenntnis als untauglicher Entlastungsversuch

Nach Rechtsverstößen in Unternehmen versuchen sich Vorstände und 
Geschäftsführer regelmäßig mit dem Hinweis auf ihre persönliche Un-
kenntnis zu entlasten. Rechtsverstöße kommen auf der Arbeitsebene 
in Unternehmen vor und lösen gegenüber Vorständen und Geschäfts-
führern den Vorwurf des Organisationsverschuldens aus, den Verstoß 
nicht verhindert oder erschwert zu haben. Die Entlastungsversuche 
mit der persönlichen Unkenntnis scheitern immer wieder an dem glei-
chen Argument der Rechtsprechung, der Vorstand hätte sich erforder-
liche Informationen beschaffen müssen1. Seit über 100 Jahren wird 
von Organen die Informationsbeschaffungspflicht verkannt. Sich auf 
Unkenntnis zu berufen, ist keine Entlastung, sondern eine Selbstbelas-
tung. Die Erklärung legt nämlich offen, dass die Organisationspflicht 
zum Informationsmanagement verletzt wurde. Im Strafrecht schützt 
Unkenntnis nicht vor Strafe. Der Verbotsirrtum nach § 17 StGB ist zu 
vermeiden. Im Zivilrecht schützt Unkenntnis nicht vor der Haftung. 
Beruft sich z. B. der Vorstand für Controlling auf seine Unkenntnis 
über den drastischen Wertverfall der Kapitalanlagen seiner Versiche-
rungsgesellschaft und begründet sie mit seiner Unzuständigkeit für 
das Kapitalanlageressort, disqualifiziert er sich als Vorstand. Er wird 
wegen fehlender Eignung abberufen, weil er seine Informationspflicht 
verkannt hat2. Seit dem Kutscher-Urteil von 1911 fordert die Recht-
sprechung ein Informationssystem mit Meldepflichten3. Weiter kon-
kretisiert wird die Organisationspflicht zum Informationsmanagement 
in der Grundsatzentscheidung des BGH vom 2.2.19964. Unternehmen 
werden i. d. R. als juristische Personen organisiert und sind nicht 
wissensfähig. Die Arbeitsteilung in Unternehmen führt zu geteiltem 
Wissen, zur Wissensaufspaltung5. Es verteilt sich im Unternehmen auf 
seine Mitarbeiter. Ein einheitlicher Kenntnisstand fehlt. Jeder Mitar-
beiter verfügt nur über einen Bruchteil des vorhandenen Wissens im 
Unternehmen. Unkenntnis über Risiken im Unternehmen und über 
Rechtspflichten zur Risikoabwehr können zu Pflichtverletzungen und 
zu Schäden führen. Das Risiko der Wissens aufspaltung und der Kennt-
nislücken einzelner Mitarbeiter hat viele Gründe, die von der internen 
Organisation des Unternehmens abhängen, z. B. Unzuständigkeit, Per-
sonalwechsel, Ausscheiden von Mitarbeitern, Abteilungs- oder Stand-
ortwechsel. Die lückenlose gleichmäßige Information aller Mitarbeiter 
muss deshalb organisiert werden. Drei Organisationspflichten formu-

liert der BGH in seiner Grundsatzentscheidung. Rechtserhebliche In-
formationen im Unternehmen sind zu speichern, an Verantwortliche 
weiterzuleiten und abzufragen. Zur Unkenntnis kann es kommen, weil 
Informationen im Unternehmen nicht dokumentiert und gespeichert 
wurden oder wenn zwar gespeicherte Informationen nicht an die Ver-
antwortlichen weitergeleitet wurden, weil Wissen im Unternehmen 
nicht ausgetauscht wird, weder zwischen der Führungsebene und der 
Arbeitsebene, oder weil gespeichertes und weitergeleitetes Wissen 
von den Verantwortlichen nicht abgefragt und genutzt wird. Herr-
schaftswissen wird zurückgehalten, weil Wissen als Macht verstanden 
und deshalb nicht geteilt wird. Aus Sorge vor Selbstbelastung werden 
Informationen zurückgehalten. Die Organisation des Informationsma-
nagements muss dies berücksichtigen.

II. Die Organisationspflicht zum Speichern von 
 Informationen 

Nicht das persönliche „präsente Wissen von Mitarbeitern“6, sondern 
das „typischerweise aktenmäßig festgehaltene Wissen“7 wird einer 
juristischen Person zugerechnet. Gespeichert und dokumentiert 
werden müssen nur solche Informationen, die später rechtserheb-

1 OLG Stuttgart, 29.2.2012  – 20 U 3/11, zur „Sardinien-Äußerung“ eines 
Aufsichtsrats, ZIP 2012, 625–636, bestätigt durch BGH, 6.11.2012 – II ZR 
111/12, NZG 2013, 339; VG Frankfurt a. M., 8.7.2004 – 1 E 7363/03 (I), WM 
2004, 2157 („Stille Lasten“ oder der ungeeignete Vorstand); RG, 14.12.1911 – 
VI 75/11, RGZ 78, 107, Kutscher-Urteil; RG, 28.11.1913 – III  194/13, RG 
Warn. 1914 35, 50, Neuzement-Urteil; RG, 12.1.1938 – VI 172/37, RGJW 
1938, 1651, Kleinbahn-Urteil; BGH, 28.10.1958 – V ZR 54/56, VersR 1959, 
104, Gießerei-Urteil; BGH, 13.12.1960 – VI ZR 42/60, NJW 1961 (1961), 455, 
Propagandisten-Urteil; BGH, 20.4.1971 – VI ZR 232/69, NJW 1971 (1971), 
1313, Tiefbau-Unternehmer-Urteil.

2 VG Frankfurt a. M., 8.7.2004 – 1 E 7363/03 (I), WM 2004, 2157, „Stille Las-
ten“ oder der ungeeignete Vorstand.

3 RG, 14.12.1911 – VI ZR 232/69, RGZ 78, 107, Kutscher-Urteil.
4 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, BB 1996, 924, Wissensauf-

spaltung. 
5 Buck, Wissen und juristische Personen, 2000, S. 327.
6 BGH, 15.4.1997 – XI ZR 105/96, BGHZ 135, 202, 206, BB 1997, 1276.
7 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 35, BB 1996, 924.
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lich werden können8, und zwar beurteilt zum Zeitpunkt der Wahr-
nehmung, nicht erst nach einem späteren Wissensstand9 und umso 
länger, „je erkennbar wichtiger ein Umstand ist“10. Das Aktenwissen 
eines Unternehmens und seine Nutzung steht „nicht im Belieben“11 
des Unternehmens. Zum Aktenwissen gehört alles, was der Rechts-
verkehr von einem Unternehmen als dokumentiertes Aktenwissen 
erwarten und was später einmal rechtserheblich werden kann12. 
Die Vertreter einer juristischen Person können nicht willkürlich ihr 
Aktenwissen bestimmen. Es könnte manipuliert werden. Der BGH 
stellt klar, dass die Verantwortung für das einmal erlangte Wissen 
die Verpflichtung einschließe, seine Verfügbarkeit zu organisieren13. 
Erfüllt die juristische Person diese Organisationspflicht nicht, müsse 
sie sich materiell rechtlich so behandeln lassen, als habe sie von der 
Information Kenntnis14.
Mit seiner Entscheidung zum Risiko der Wissensaufspaltung hat der 
BGH die „gewollte Unkenntnis“ oder „Willful Blindness“ als Entlas-
tungsstrategie ausgeschlossen15. Der BGH lässt keinen Spielraum für 
die Manipulation des Wissens, indem juristische Personen zur Organi-
sation der Verfügbarkeit von Wissen im Unternehmen verpflichtet wer-
den. Vom Unternehmen wird ein Pflichtwissen über rechtserhebliche 
Informationen verlangt, das der Rechtsverkehr als dokumentiertes 
Aktenwissen erwartet. Nur ein Jahr später hat der BGH seine Recht-
sprechung zur Dokumentationspflicht bestätigt und konkretisiert16. 
Die Kenntnis eines versetzten Bankangestellten wurde der Bank zuge-
rechnet, obwohl der Nachfolger das Wissen seines Vorgängers nicht 
hatte. Einmal erlangtes Wissen muss aktenmäßig gespeichert, doku-
mentiert, weitergeleitet, abgefragt und v. a. genutzt werden17.
Der BGH begründet seine Entscheidung zum Informationsmanage-
ment mit Folgeerwägungen. Ohne die Dokumentation von Pflichtwis-
sen in Akten und ihre Verfügbarkeit könnte ein Unternehmen sein 
Gesamtwissen durch ständigen Personalwechsel manipulieren, sys-
tematisch niedrig halten und den Vorwurf der groben Fahrlässigkeit 
vermeiden, die Entscheidungsträger ganz bewusst in Unkenntnis zu 
lassen. Dadurch würden notwendige Schutzmaßnahmen zur Risi-
koabwehr verhindert. Die Unkenntnis von Angestellten könnte zum 
Normalzustand werden. Ob „typischerweise aktenmäßiges Wissen“ 
festgehalten wird, ist keine empirisch zu erforschende Beweisfrage. 
Mit dieser Formel wird ein Zweck verfolgt, nämlich Verhaltenspflich-
ten festzulegen18. Mit der Dokumentationspflicht wird der Wissen-
stand des Unternehmens vom persönlichen und aktuellen Wissen 
seiner Mitarbeiter um das typischerweise dokumentierte Wissen 
erweitert19. Als „vorhanden anzusehen ist dabei das Wissen, das bei 

sachgerechter Organisation dokumentiert und verfügbar ist und zu des-

sen Nutzen unter Berücksichtigung der geschäftlichen Bedeutung des 

Vorgangs Anlass bestand“20. Ein Vorstand kann sich nicht auf seine 
tatsächliche Unkenntnis und sein Informationsdefizit berufen, son-
dern ihm wird das Pflichtwissen zugerechnet, das er kennen musste, 
weil der Rechtsverkehr es als typisches dokumentiertes Aktenwissen 
vom Unternehmen erwartet. 

III. Die Informationsweiterleitungspflicht 

Die Dokumentation rechtserheblicher Informationen reicht nicht, die 
Unkenntnis der Mitarbeiter zu vermeiden. Vielmehr müssen innerhalb 
einer Organisation Informationen an die Personen weitergeleitet wer-
den, für die sie von Bedeutung sind21. Rechtserhebliche Informatio-
nen müssen im Unternehmen verfügbar gehalten werden22. Durch die 
Weiterleitungspflicht wird verhindert, dass einzelne Unternehmens-

mitarbeiter sich auf Unkenntnis berufen können, weil rechtserhebliche 
Informationen im Unternehmen dokumentiert, aber an sie nicht wei-
tergeleitet wurden. Die Informationsorganisation mit Weiterleitungs-
verpflichtung ist z. B. bei allen kapitalmarktrechtlichen Vorschriften 
erforderlich, die eine unverzügliche Mitteilung vorgeben, wie z. B. nach 
§ 15 Abs. 1 WpHG. Das Gleiche gilt für Meldepflichtige bei Stimm-
rechtzurechnung nach § 21 Abs. 1 WpHG. Der Meldepflichtige darf die 
Überschreitung eines Schwellenwertes nicht fahrlässig verkennen. 
Der Beginn der Mitteilungsfrist wird für den Zeitpunkt fingiert, zu dem 
bei Erfüllung der Informationsweiterleitungspflicht der Meldepflichtige 
Kenntnis erlangt hätte23. Es kommt nicht darauf an, was Mitarbeiter im 
Unternehmen tatsächlich wussten, sondern was man ihnen als Pflicht-
wissen unterstellen kann und was sie deshalb wissen mussten. 

IV. Die Informationsabfragepflicht

Neben dem Speichern und Weiterleiten rechtserheblicher Informatio-
nen muss sichergestellt sein, „dass ggf. erkennbar anderswo innerhalb 
der Organisation vorhandene und für den eigenen Bereich wesentliche 
Informationen nachgefragt werden“24. Das gespeicherte Wissen muss 
genutzt werden. Die Nutzung steht nicht im Belieben des Unterneh-
mens. Das Risiko von Wissensaufspaltung und Unkenntnis besteht auch 
noch dann, wenn gespeichertes und weitergeleitetes Wissen von den 
Verantwortlichen nicht abgefragt wird25. Kommt die juristische Person 
ihrer Informationsorganisationspflicht nicht nach, muss sie sich so be-
handeln lassen, als habe sie von der Information Kenntnis26. Haben 
Organe einer juristischen Person rechtserhebliche Informationen nicht 
speichern, nicht weiterleiten, nicht abfragen lassen, und berufen sich 
Vertreter des Unternehmens auf Unkenntnis, wird ihnen die Kenntnis 
dieser Informationen unterstellt. Die Informationsorganisationspflicht 
wird vom BGH als Verkehrssicherungspflicht begründet. Ähnlich wie 
eine Verkehrssicherungspflicht gründe sich die Organisationspflicht 
auf die Beherrschung eines selbsteröffneten Verkehrsbereichs: eine 
am Rechtsverkehr teilnehmende Organisation müsse (auch und gerade 

8 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 38, BB 1996, 924, 2 b aa).
9 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 38, BB 1996, 924.

10 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 38, BB 1996, 924.
11 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 36, BB 1996, 924.
12 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 37, BB 1996, 924.
13 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 36, BB 1996, 924.
14 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 36, BB 1996, 924.
15 Schemmel/ Kirch-Heim, „Willful Blindness“ im Wirtschaftsrecht – kann ge-

wollte Unwissenheit vor Strafe schützen?, CCZ, 2008, 98.
16 BGH, 15.4.1997 – XI ZR 105/96, BGHZ 135, 202, 205, BB 1997, 1276.
17 BGH, 15.4.1997 – XI ZR 105/96, BGHZ 135, 202, 205, BB 1997, 1276.
18 Buck, Wissen und juristische Personen, 2001, S. 432.
19 Buck/ Heeb, Informationsorganisation im Kapitalmarktrecht – Compliance 

zwischen Informationsmanagement und Wissensorganisationspflichten, CCZ 
2009, 24.

20 BGH, 2.2.1996  – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 38, BB 1996, 924; BGH, 
21.5.1996 – XI ZR 199/95, BGHZ 133, 36, BB 1996, 2271; BGH, 15.4.1997 – 
XI ZR 105/96, BGHZ 135, 202, 206, 207, BB 1997, 1276. 

21 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 35, BB 1996, 924.
22 Buck/ Heeb, CCZ 2009, 24.
23 Heeb, CCZ 2009, 24, 25.
24 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 37, BB 1996, 924.
25 BGH, 2.2.1996  – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 37, BB 1996, 924; BGH, 

15.4.1997 – XI ZR 105/96, BGHZ 135, 202, BB 1997, 1276 Wissenszurech-
nung beim Scheckinkasso, Spindler, Unternehmensorganisationspflichten, 
2001, S. 614.

26 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 37, BB 1996, 924.
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lich werden können8, und zwar beurteilt zum Zeitpunkt der Wahr-
nehmung, nicht erst nach einem späteren Wissensstand9 und umso 
länger, „je erkennbar wichtiger ein Umstand ist“10. Das Aktenwissen 
eines Unternehmens und seine Nutzung steht „nicht im Belieben“11 
des Unternehmens. Zum Aktenwissen gehört alles, was der Rechts-
verkehr von einem Unternehmen als dokumentiertes Aktenwissen 
erwarten und was später einmal rechtserheblich werden kann12. 
Die Vertreter einer juristischen Person können nicht willkürlich ihr 
Aktenwissen bestimmen. Es könnte manipuliert werden. Der BGH 
stellt klar, dass die Verantwortung für das einmal erlangte Wissen 
die Verpflichtung einschließe, seine Verfügbarkeit zu organisieren13. 
Erfüllt die juristische Person diese Organisationspflicht nicht, müsse 
sie sich materiell rechtlich so behandeln lassen, als habe sie von der 
Information Kenntnis14.
Mit seiner Entscheidung zum Risiko der Wissensaufspaltung hat der 
BGH die „gewollte Unkenntnis“ oder „Willful Blindness“ als Entlas-
tungsstrategie ausgeschlossen15. Der BGH lässt keinen Spielraum für 
die Manipulation des Wissens, indem juristische Personen zur Organi-
sation der Verfügbarkeit von Wissen im Unternehmen verpflichtet wer-
den. Vom Unternehmen wird ein Pflichtwissen über rechtserhebliche 
Informationen verlangt, das der Rechtsverkehr als dokumentiertes 
Aktenwissen erwartet. Nur ein Jahr später hat der BGH seine Recht-
sprechung zur Dokumentationspflicht bestätigt und konkretisiert16. 
Die Kenntnis eines versetzten Bankangestellten wurde der Bank zuge-
rechnet, obwohl der Nachfolger das Wissen seines Vorgängers nicht 
hatte. Einmal erlangtes Wissen muss aktenmäßig gespeichert, doku-
mentiert, weitergeleitet, abgefragt und v. a. genutzt werden17.
Der BGH begründet seine Entscheidung zum Informationsmanage-
ment mit Folgeerwägungen. Ohne die Dokumentation von Pflichtwis-
sen in Akten und ihre Verfügbarkeit könnte ein Unternehmen sein 
Gesamtwissen durch ständigen Personalwechsel manipulieren, sys-
tematisch niedrig halten und den Vorwurf der groben Fahrlässigkeit 
vermeiden, die Entscheidungsträger ganz bewusst in Unkenntnis zu 
lassen. Dadurch würden notwendige Schutzmaßnahmen zur Risi-
koabwehr verhindert. Die Unkenntnis von Angestellten könnte zum 
Normalzustand werden. Ob „typischerweise aktenmäßiges Wissen“ 
festgehalten wird, ist keine empirisch zu erforschende Beweisfrage. 
Mit dieser Formel wird ein Zweck verfolgt, nämlich Verhaltenspflich-
ten festzulegen18. Mit der Dokumentationspflicht wird der Wissen-
stand des Unternehmens vom persönlichen und aktuellen Wissen 
seiner Mitarbeiter um das typischerweise dokumentierte Wissen 
erweitert19. Als „vorhanden anzusehen ist dabei das Wissen, das bei 

sachgerechter Organisation dokumentiert und verfügbar ist und zu des-

sen Nutzen unter Berücksichtigung der geschäftlichen Bedeutung des 

Vorgangs Anlass bestand“20. Ein Vorstand kann sich nicht auf seine 
tatsächliche Unkenntnis und sein Informationsdefizit berufen, son-
dern ihm wird das Pflichtwissen zugerechnet, das er kennen musste, 
weil der Rechtsverkehr es als typisches dokumentiertes Aktenwissen 
vom Unternehmen erwartet. 

III. Die Informationsweiterleitungspflicht 

Die Dokumentation rechtserheblicher Informationen reicht nicht, die 
Unkenntnis der Mitarbeiter zu vermeiden. Vielmehr müssen innerhalb 
einer Organisation Informationen an die Personen weitergeleitet wer-
den, für die sie von Bedeutung sind21. Rechtserhebliche Informatio-
nen müssen im Unternehmen verfügbar gehalten werden22. Durch die 
Weiterleitungspflicht wird verhindert, dass einzelne Unternehmens-

mitarbeiter sich auf Unkenntnis berufen können, weil rechtserhebliche 
Informationen im Unternehmen dokumentiert, aber an sie nicht wei-
tergeleitet wurden. Die Informationsorganisation mit Weiterleitungs-
verpflichtung ist z. B. bei allen kapitalmarktrechtlichen Vorschriften 
erforderlich, die eine unverzügliche Mitteilung vorgeben, wie z. B. nach 
§ 15 Abs. 1 WpHG. Das Gleiche gilt für Meldepflichtige bei Stimm-
rechtzurechnung nach § 21 Abs. 1 WpHG. Der Meldepflichtige darf die 
Überschreitung eines Schwellenwertes nicht fahrlässig verkennen. 
Der Beginn der Mitteilungsfrist wird für den Zeitpunkt fingiert, zu dem 
bei Erfüllung der Informationsweiterleitungspflicht der Meldepflichtige 
Kenntnis erlangt hätte23. Es kommt nicht darauf an, was Mitarbeiter im 
Unternehmen tatsächlich wussten, sondern was man ihnen als Pflicht-
wissen unterstellen kann und was sie deshalb wissen mussten. 

IV. Die Informationsabfragepflicht

Neben dem Speichern und Weiterleiten rechtserheblicher Informatio-
nen muss sichergestellt sein, „dass ggf. erkennbar anderswo innerhalb 
der Organisation vorhandene und für den eigenen Bereich wesentliche 
Informationen nachgefragt werden“24. Das gespeicherte Wissen muss 
genutzt werden. Die Nutzung steht nicht im Belieben des Unterneh-
mens. Das Risiko von Wissensaufspaltung und Unkenntnis besteht auch 
noch dann, wenn gespeichertes und weitergeleitetes Wissen von den 
Verantwortlichen nicht abgefragt wird25. Kommt die juristische Person 
ihrer Informationsorganisationspflicht nicht nach, muss sie sich so be-
handeln lassen, als habe sie von der Information Kenntnis26. Haben 
Organe einer juristischen Person rechtserhebliche Informationen nicht 
speichern, nicht weiterleiten, nicht abfragen lassen, und berufen sich 
Vertreter des Unternehmens auf Unkenntnis, wird ihnen die Kenntnis 
dieser Informationen unterstellt. Die Informationsorganisationspflicht 
wird vom BGH als Verkehrssicherungspflicht begründet. Ähnlich wie 
eine Verkehrssicherungspflicht gründe sich die Organisationspflicht 
auf die Beherrschung eines selbsteröffneten Verkehrsbereichs: eine 
am Rechtsverkehr teilnehmende Organisation müsse (auch und gerade 

8 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 38, BB 1996, 924, 2 b aa).
9 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 38, BB 1996, 924.

10 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 38, BB 1996, 924.
11 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 36, BB 1996, 924.
12 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 37, BB 1996, 924.
13 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 36, BB 1996, 924.
14 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 36, BB 1996, 924.
15 Schemmel/ Kirch-Heim, „Willful Blindness“ im Wirtschaftsrecht – kann ge-

wollte Unwissenheit vor Strafe schützen?, CCZ, 2008, 98.
16 BGH, 15.4.1997 – XI ZR 105/96, BGHZ 135, 202, 205, BB 1997, 1276.
17 BGH, 15.4.1997 – XI ZR 105/96, BGHZ 135, 202, 205, BB 1997, 1276.
18 Buck, Wissen und juristische Personen, 2001, S. 432.
19 Buck/ Heeb, Informationsorganisation im Kapitalmarktrecht – Compliance 

zwischen Informationsmanagement und Wissensorganisationspflichten, CCZ 
2009, 24.

20 BGH, 2.2.1996  – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 38, BB 1996, 924; BGH, 
21.5.1996 – XI ZR 199/95, BGHZ 133, 36, BB 1996, 2271; BGH, 15.4.1997 – 
XI ZR 105/96, BGHZ 135, 202, 206, 207, BB 1997, 1276. 

21 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 35, BB 1996, 924.
22 Buck/ Heeb, CCZ 2009, 24.
23 Heeb, CCZ 2009, 24, 25.
24 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 37, BB 1996, 924.
25 BGH, 2.2.1996  – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 37, BB 1996, 924; BGH, 

15.4.1997 – XI ZR 105/96, BGHZ 135, 202, BB 1997, 1276 Wissenszurech-
nung beim Scheckinkasso, Spindler, Unternehmensorganisationspflichten, 
2001, S. 614.

26 BGH, 2.2.1996 – V ZR 239/94, BGHZ 132, 30, 37, BB 1996, 924.
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nach den berechtigten Erwartungen des Rechtsverkehrs) so organi-
siert sein, dass Informationen, deren Relevanz für andere Personen 
innerhalb dieser Organisation bei den konkret Wissenden erkennbar 
ist, tatsächlich an jene Person weitergeleitet werden27. Verkehrssiche-
rungspflichten werden damit begründet, dass jeder, der Gefahren-
quellen schafft, die notwendigen Vorkehrungen zum Schutz Dritter zu 
treffen hat28. Teilnehmer am Rechtsverkehr haben nicht nur für ihre 
tatsächliche Kenntnis einzustehen, sondern schon bei der Informations-
annahme, der Dokumentation und der Nutzung die Interessen Dritter 
zu berücksichtigen29. Das Risiko der Wissensaufspaltung kann jedes 
Unternehmen durch eine zweckmäßige Organisation beherrschen30. 
Statt Wissen im Unternehmen zu sammeln, zu speichern, zu dokumen-
tieren und verfügbar zu halten, könnte man es im Unternehmen ganz 
bewusst aufspalten, verteilen oder verdrängen31. 
Seit dem Grundsatzurteil vom 2.2.1996 zur Wissensaufspaltung 
können die herkömmlichen Einwände zur Entlastung eines Verant-
wortlichen nicht mehr verwendet werden. Es kommt nicht mehr auf 
Zuständigkeit, Ausscheiden, Beteiligung oder Hierachieebene an. 
Diese Einwände lassen sich nicht mehr als Gründe dafür verwenden, 
dass ein Mitarbeiter des Unternehmens wegen Unkenntnis über rechts-
erhebliche Informationen sich rechtswidrig verhalten hat. Alle internen 
Umstände hängen von der konkreten Organisation des Unternehmens 
ab, auf die es nicht ankommt, sondern nur auf die ordnungsgemäße 
Organisation des Informationsaustauschs. Es zählt nur noch, ob das 
Unternehmen von seinen Mitarbeitern die rechtserheblichen Informati-
onen speichern, dokumentieren, weiterleiten und abfragen lässt32.
Eine Bank wird in der Rechtsprechung so behandelt, als ob alle Mit-
arbeiter, vom Vorstand bis zum Kundenberater, das gleiche Wissen 
haben, selbst wenn es in der Bank als Teilwissen aufgespaltet ist. Wer 
durch Arbeitsteilung Vorteile hat, durch geteiltes Wissen Kenntnislü-
cken bei seinen Mitarbeitern begründet und dadurch Risiken schafft, 
muss durch organisatorische Maßnahmen diese Risiken abwenden. 
Wer Wissen im Unternehmen teilt, muss verstreutes Wissen wieder 
zusammenführen und die Verfügbarkeit für alle Mitarbeiter garantie-
ren und zwar so, dass eine juristische Person der natürlichen Person 
gleichgestellt werden kann33.
Nach dieser Rechtsprechung bleibt einem Unternehmen nur die Wahl, 
entweder Informationen im Unternehmen nach den Vorgaben des BGH 
zu organisieren, zu dokumentieren, weiterzuleiten und abzufragen oder 
sich fiktives Wissen zum eigenen Nachteil unterstellen zu lassen. 

V. Die Datenbank als digitales Mittel  
zur Informa tionsorganisation in der  
 Unternehmenspraxis 

Der BGH fordert die Gleichstellung von juristischen mit natürlichen 
Personen. Der Geschäftsverkehr darf danach z. B. erwarten, „durch 

einen Mitarbeiterwechsel in der Bank keine Nachteile zu erleiden. Die 

Bank muss deshalb dafür sorgen, dass das für spätere Geschäftsvor-

gänge relevante Wissen eines abwesenden oder versetzten Bankan-

gestellten an den Vertreter oder Nachfolger weitergegeben wird oder 

für ihn in einer Kartei oder auf einem elektronischen Speichermedium 

zur Verfügung steht. Geschieht dies nicht, so muss sich die Bank aus 

Gründen des Verkehrsschutzes so behandeln lassen, als habe sie von 

der Information Kenntnis“34. 
Der BGH verlangt ein digitales Gedächtnis eines Unternehmens mit 
dem gesammelten Wissen aller Mitarbeiter, so als ob es sich bei einer 
juristischen um eine natürliche Person handeln würde.

Diese Forderung kann in der Unternehmenspraxis nur eine Datenbank 
erfüllen, weil sie alles rechtserhebliche Wissen dokumentieren, spei-
chern und an Mitarbeiter des Unternehmens weiterleiten kann, insbes. 
sämtliche Sachverhalte, die ein Risiko für das Unternehmen darstellen 
und Rechtspflichten zur Abwehr dieser Risiken begründen. Weiterleiten 
und delegieren lassen sich die Rechtspflichten auf die Verantwortlichen 
im Unternehmen, die für die Abwendung der Risiken verantwortlich 
sind, so dass jeder Mitarbeiter jederzeit abfragen kann, welche Rechts-
pflichten er in seinem Verantwortungsbereich zu erfüllen hat. 
Die Datenbank des Managementsystems „Recht im Betrieb“ spei-
chert 11 000 Gesetze und Regelwerke, 44 000 Pflichten und 43 000 
Berichte über alle rechtlichen Publikationen aus Rechtsprechung und 
Literatur seit über 20 Jahren. 
Monatlich werden alle aktualisierten Pflichten eines Unternehmens 
gespeichert und danach gefiltert, welche der aktualisierten Pflichten 
im Unternehmen anzuwenden sind. An die Mitarbeiter werden nur 
diejenigen gefilterten Rechtspflichten automatisch weitergeleitet, für 
deren Einhaltung sie verantwortlich sind. Deshalb müssen die Mit-
arbeiter nicht alle rechtserheblichen Informationen selbst sammeln 
und lesen, können aber trotzdem sicher sein, nichts zu übersehen. 
Zur Abfrage sind sie zu verpflichten.
Im Januar 2013 gab es 289 Änderungen bei Rechtspflichten. Dar-
aus werden automatisch beispielsweise für eine Glasproduktion 
143, eine Raffinerie 90 herausgefiltert. Mit dem monatlichen Com-
pliance-Test von Rack Rechtsanwälte können Sie selbst prüfen, ob 
alle Rechtsänderungen des Monats aus Umweltschutz, Arbeitschutz, 
Anlagensicherheit, Produktsicherheit und Unternehmensführung in 
Ihrem Unternehmen erfasst wurden. Wegen der Vielzahl der geän-
derten Rechtspflichten enthält der hier abgedruckte CB-Test nur eine 
beispielhafte Auswahl von Pflichten aus diesen Rechtsbereichen.

Hinweis der Redaktion:
Den Link zur kompletten Checkliste finden Sie unter www.rack-
rechtsanwaelte.de.
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KACHELN ALS GRAPHISCHE DARSTELLUNG 
VON ORGANISATIONSEINHEITEN

Angezeigt werden Organisationseinheiten aus der Betriebsrealität mit der 
Anzahl der verlinkten Pfl ichten mit Balkendiagrammen zum Bearbeitungs-
stand und als Rollen- Themen- und Spezialprofi le. Die Kacheln lassen sich 
nach Betriebsabläufen oder nach Sortimentsgruppen in eine Reihenfolge 
bringen, um die Unternehmensrealität als „digitalen Zwilling“ darzustellen, 
wodurch die RÜCKVERFOLGBARKEIT von Lieferwegen und Produktionsverfah-
ren gewährleistet wird.
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UNKENNTNIS
SCHÜTZT NICHT VOR STRAFE

VOR UNKENNTNIS
SCHÜTZT RECHTSBERATUNG

AM SICHERSTEN
MIT HILFE DER DATENBANK

„RECHT IM BETRIEB“

Je mehr Rechtsvorschriften und Beiträge zur Rechtsprechung

und Literatur gesammelt, gespeichert und zur Recherche aktualisiert

verfügbar sind, um so geringer ist das Risiko, eine Rechtspflicht des

Unternehmens zu übersehen, sich strafbar zu machen und für Schäden

zu haften, die durch Rechtsverstöße verursacht werden können.

Für Rechtssicherheit 
kommt es deshalb auf die Inhalte an.
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Nutzen Sie unsere gespeicherten Erfahrungen aus 30 Jahren 
Complianceberatung. Wir vermeiden die Haftung für Organisa-
tionsverschulden von Führungskräften. Sie müssen organisato-
risch dafür sorgen, dass sie sich selbst und dass sich alle Mit-
arbeiter des Unternehmens legal verhalten. Dazu lassen sich alle 
Risiken und Pfl ichten eines Unternehmens mit unserem System 
ermitteln, delegieren, monatlich aktualisieren, erfüllen, kontrol-
lieren, digital speichern und für alle jederzeit verfügbar halten. 
Die Verantwortlichen können digital abfragen, wer, welche Pfl icht, 
an welchem Betriebsteil, wie zu erfüllen hat. Führungskräfte kön-
nen auf einer Oberaufsichtsmaske mit einem Blick kontrollieren, 
ob alle Pfl ichten im Unternehmen erfüllt sind. Systematisch 
senken wirden Complianceaufwand durch Standardisierung 
um 60 %. Sachverhalte im Unternehmen wiederholen sich, ver-
ursachen gleiche Risiken und lösen gleiche Rechtspfl ichten 
zur Risikoabwehr aus. Rechtspfl ichten werden nur einmal ge-
prüft, verlinkt, gespeichert und immer wieder mehrfach genutzt. 

Wir sind Rechtsanwälte mit eigenen Informatikern und bieten 
eine Softwarelösung mit Inhalten und präventiver Rechtsbe-
ratung aus einer Hand. Auf Anregungen aus den Unternehmen 
passen unsere EDV-Spezialisten die Software unseres Complian-
ce-Management-Systems an. Der aktuelle Inhalt unserer Daten-
bank: 20.000 Rechtsvorschriften von EU, Bund, Ländern und 
Berufsgenossenschaften, 8.600 Gerichtsurteile, standardisierte 
Pfl ichtenkataloge für 45 Branchen und 66.000 vorformulierte Be-
triebspfl ichten. 50.000 Unternehmensrisiken sind mit 67.000 
Rechtspfl ichten 3,8 Millionen Mal verlinkt und gespeichert. Auf 
die Inhalte kommt es an. Je umfangreicher die Datenbank umso 
geringer ist das Risiko, eine Unternehmenspfl icht zu übersehen.

ALLES AUS EINER HAND
Rechtsinhalte, Software & präventive Rechtsberatung

PRÄVENTIVE

RECHTSBERATUNG

SEIT 29 JAHREN !

Weitere Informationen unter:
www.rack-rechtsanwälte.de


